
ter Berechnungen und Ausweisen, mittels Verbrauchs­
abgaben, mittels Gewinnabführung — vorzunehmen. 
Wie die Präambel der VO richtig feststellt, handelt es 
sich bei der bisherigen Methode einfach um die Über­
nahme des alten Steuersystems, das innerhalb der volks­
eigenen Wirtschaft keine Berechtigung mehr hat; es 
kommt hier lediglich darauf an, den Gewinn möglichst 
einfach, schnell und vollständig an den Staatshaushalt 
weiterzuleiten. Das geschieht nunmehr also im Wege 
der Erhebung einer Produktionsabgabe bzw. Dienst­
leistungsabgabe, die sich nach den Worten der VO als 
„der wesentliche Teil der staatlichen Einnahmen aus 
der volkseigenen Industrie“ darstellt. Die Abgabe ist 
„untrennbarer Bestandteil des Preises eines Produkts“, 
womit zum Ausdruck gebracht werden soll, daß sie 
im Preise enthalten ist, und nicht gesondert und ab­
gewälzt werden darf. Sie wird grundsätzlich nur ein­
mal, und zwar beim Produzenten anläßlich des Umsatzes 
seiner Produkte in Form eines Prozentsatzes des „Indu­
strieabgabepreises“ erhoben; auf diese Methode ist es 
zurüekzuführen, daß die gesamte Regelung äußerlich 
mit der bisherigen Umsatzsteuerregelung Ähnlichkeit 
hat. Natürlich ist aber der Prozentsatz — da ja die 
Abgabe nicht nur die bisherige Umsatzsteuer, sondern 
auch die Körperschaftssteuer, Gewerbesteuer, Beförde­
rungssteuer sowie die Verbrauchsabgaben ersetzen und 
zur möglichst vollständigen Gewinnabschöpfung führen 
soll — höher als bei jener; er beträgt im Mittel 5% 
des Preises.

Die VO ermächtigt den Finanzminister, eine ähn­
liche Vereinfachung auch für den volkseigenen Handel 
einzuführen, was durch die Erste Durchführungs­
bestimmung vom 7. Januar 1955 (GBl. I S. 40) ge­
schehen ist. Danach werden im Handel sämtliche Steuern 
durch einen Pauschalsatz abgelöst, der beim volkseige­
nen Einzelhandel in der Regel 5%, beim volkseigenen 
Großhandel 2% des Abgabepreises beträgt.

Die Verordnung ist eine kühne und erfolgverspre­
chende Maßnahme, die dem Staat und der volkseigenen 
Wirtschaft unzählige Stunden bisheriger Verwaltungs­
arbeit ersparen wird; es wäre gut gewesen, wenn auch 
die Form der Gesetzgebung neue Wege gegangen wäre 
und nicht das Deutsch einer vermoderten Steuerbüro­
kratie wieder aufgefrischt hätte. In der genannten ersten 
DB heißt es, daß für bestimmte, einzeln aufgeführte 
Umsätze „die Produktionsabgabe Null vom Hundert des 
Industrieabgabepreises beträgt“ (!) (Ziff. 9, 36), auf 
deutsch also, daß von diesen Umsätzen keine Produk­
tionsabgabe erhoben wird; nicht genug damit, wird im 
weiteren diese Fiktion einer Abgabe sogar dahin aus­
gesponnen, daß „der S a t z  der Dienstleistungsabgabe 
von 0 vom Hundert“ — der also in Wirklichkeit gar 
kein „Satz“ ist — „nur anzuwenden ist, wenn...“ (Zif­
fer 36). War denn die Wendung „die Dienstleistungs­
abgabe entfällt nur, wenn . . „ z u  einfach“?

Nicht nur die volkseigenen Betriebe, sondern die ge­
samte Wirtschaft betrifft die Verordnung über die Rück­
gabe und Berechnung von Leihverpackung vom
31. März 1955 (GBl. I S. 283), durch welche die weniger 
detaillierte, in ihren Grundzügen aber gleiche Regelung 
der AO vom 20. November 1953 (GBl. S. 1180) ersetzt 
wird; geblieben ist vor allem die der Gesamtregelung 
zugrunde liegende Tendenz, den Empfänger von Ver­
packungen im Hinblick auf deren Materialwert mit 
allen Mitteln des Zivilrechts zu prompter und regelmä­
ßiger Rücksendung zu veranlassen. Damit erklären sich 
vor allem die, gegenüber der bisherigen Regelung zwar 
etwas herabgesetzten, aber immer noch sehr hohen Ver­
tragsstrafensätze von 5% des Anschaffungswerts für 
jeden Tag des Verzuges, vom 21. Tage des Verzuges ab 
sogar 8%. Die neue VO modifiziert eine von einem 
wichtigen Grundsatz unseres Zivilrechts abweichende 
bisherige Regelung, indem sie den Empfänger von 
Leihverpackung nicht mehr, wie nach § 6 Abs. 2 der AO 
vom 20. November 1953 für zufälligen Untergang oder 
Verschlechterung auf dem Rücktransport schlechthin 
einstehen läßt, sondern nur noch dann, wenn der Rück­
transport mit einem Fahrzeug des Empfängers vor 
sich ging (vgl. § 4 Abs. 1 der VO). Ohne diese Bestim­
mung würde jeder Zufall den ursprünglichen Absender 
als Eigentümer der Verpackung treffen. Audi sonst, ins­
besondere in den Abschnitten über die Streckenliefe­
rungen und über Verlust und Beschädigung von Leih­

verpackung, enthält die VO zivilrechtliche Besonder­
heiten, auf die hier nur allgemein hingewiesen werden 
kann.

Wegen seiner überragenden Bedeutung gerade für 
die volkseigenen Betriebe sei, diese Gruppe von Nor­
mativakten abschließend, noch auf den Beschluß der 
Volkskammer der Deutschen Demokratischen Repu­
blik über die Aufgaben des Volkswirtschaftsplans 1955 
vom 21. Mai 1955 (GBl. I S. 347) hingewiesen. Der Be­
schluß enthält den Bericht über die Erfüllung der Pla­
nung für 1954 und die ins einzelne gehende Aufgaben­
stellung für 1955 auf den wichtigsten Gebieten von 
Wirtschaft und Kultur. Um nur einige besonders inter­
essierende Zahlen ins Gedächtnis zu rufen: die indu­
strielle Bruttoproduktion ist gegenüber dem Vorjahr 
auf 105,1% zu erhöhen, wobei der Anteil der sozialisti­
schen Betriebe 85,5%, der Privatbetriebe 14,5% betragen 
wird. Der Abschnitt über die Bauwirtschaft stellt vor 
allem die Aufgabe, die Bauwirtschaft auf die Einführung 
der Industrialisierung im Bauwesen zu orientieren. Bei 
einer Gesamterhöhung der Bauleistungen auf 106,5% 
wird der Umfang des Wohnungsbaus um ein volles 
Drittel gesteigert. Hinsichtlich der Landwirtschaft ist 
eine Erhöhung der tierischen Produktion auf nicht 
weniger als 125,2% vorgesehen, der pflanzlichen Pro­
duktion auf 109,3%; die Leistungen der MTS werden 
auf 133,9% erhöht. In diesem Zusammenhang inter­
essiert aus der Präambel besonders, daß im Jahre 1954 
die Zahl der LPG von 4691 auf 5120 anstieg, darunter 
3060 LPG vom Typ III. Erfreulich ist auch die Planzahl 
für den Holzeinschlag mit 89,7% des vorjährigen Ein­
schlages; in ihr kommt die allmähliche Wiedergut­
machung des im Kriege an unseren Wäldern getriebe­
nen Raubbaues zum Ausdruck. Schließlich sei vermerkt, 
daß sich die Zahl der Universitäten und entsprechenden 
Institutionen im Jahre 1954 auf 46 erhöht hat, mit 
57 538 Studenten im Direktstudium; demgegenüber ist 
für 1955 die Zahl von 63 240 Studenten im Direktstu­
dium geplant.

*
Auch auf dem Gebiet des K r e d i t -  u n d  V e r ­

r e c h n u n g s w e s e n s  wurden im vergangenen Halb­
jahr einige wichtige Verordnungen erlassen. Die Ver­
ordnung über die Einführung des Sparkaufbriefes vom
31. März 1955 (GBl. I S. 281) führt zusammen mit der 
Ersten Durchführungsbestimmung vom 15. April 1955 
(GBl. I S. 281) eine für unser Zivilrecht neue Einrich­
tung zur Förderung des Sparens und des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs ein. Der Sparkaufbrief ist ein auf den 
Namen lautendes Wertpapier, das jede Sparkasse in 
Höhe jedes gewünschten Betrages gegen Abbuchung 
von einem Sparbuch oder sonstigem Konto oder Ein­
zahlung des Gegenwertes ausstellt. Er enthält sechs 
Quittungsabschnitte, die mittels entsprechender Aus­
füllung und Übergabe an den Verkäufer zur Vornahme 
von sechs Einkäufen in beliebigen Geschäften des staat­
lichen, genossenschaftlichen oder privaten Einzelhandels 
benützt werden können. Der Vorteil dieser Einrichtung 
besteht darin, daß man mit ihrer Hilfe jederzeit größere 
Einkäufe tätigen kann, ohne das Bargeld immer bei 
sich tragen zu müssen und daß andererseits der durch 
den Sparkaufbrief gebundene Betrag bis zur tatsäch­
lichen Verwendung weiter verzinst wird, und zwar mit 
3% jährlich. Die VO enthält eine Ausnahme von § 851 
Abs. 1 ZPO, insofern sie festlegt (§ 3), daß Sparkauf­
briefe nicht übertragbar, gleichwohl aber pfändbar sind. 
Nach § 4 Abs. 1 der ersten DB muß der Inhaber bei der 
Verfügung, d. h. bei der Vornahme von Einkäufen seine 
Berechtigung durch Vorlage des Personalausweises 
nachweisen. Besonders bemerkenswert ist die Be­
stimmung des § 4 Abs. 2 der ersten DB, wonach Spar­
kaufbriefe auch auf den Namen von Eheleuten ausge­
stellt werden können, mit einem solchen Brief aber 
jeder Ehegatte allein einkaufen kann; hier wird also 
eine unwiderlegbare Vermutung geschaffen, daß die 
mit Hilfe eines Sparkaufbriefes getätigten Geschäfte 
im Rahmen der gegenseitigen Vertretungsmacht der 
Eheleute — vgl. § 11 des Entwurfs zum FGB — liegen.

Wichtige Neuregelungen enthalten zwei am gleichen 
Tage erlassene Durchführungsbestimmungen zum Noten­
bankgesetz mit den dazu ergangenen Anordnungen und 
Anweisungen. Die Vierte Durchführungsbestimmung 
zum Gesetz über die Deutsche Notenbank — Kredit-
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